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Interview mit dem israelischen Menschenrechtler Eitan Feiner 

„Wir sehen uns immer als Opfer" 
Eitan Feiner ist Direktor der isra­

elischen Menscjienrechtsorganisation 
B'Tselem in Jerusalem. Mit ihm sprach 
Ludwig Watzal. 
0 Änderte sich mit dem Friedenspro-
1 zess die Wahrnehmung der Men­

schenrechte in der israelischen Ge­
sellschaft? 

Feiner: In Bezug auf die israelische Ge­
sellschaft gab es beim Thema Menschen­
rechte durch den Osloer Prozess keiner-

. lei Veränderung. Die Menschenrechte 
sind kein Teil unserer politischen Kultur. 
Wenn die Gesellschaft sich überhaupt 
mit den besetzten Gebieten auseinander­
setzt, dann sind die Menschenrechte 
kein Thema. Dies hat historische und po­
litische Gründe. Historisch wurde Israel 
durch eine politische Ideologie ins Leben 
gerufen, die kollektivistisch war. Stich­
wort Kibbuz. Dies trifft auch für den Zio­
nismus als nationaler Ideologie zu, der 
das jüdische Volk über das Individuum 
stellt. Beide Strömungen betrachten den 
Individualismus als unwichtig. Dies än­
dert sich erst allmählich, bedingt auch 
durch Veränderungen in der Welt. 

Heute ist es in Israel gestattet, stärker 
seine eigenen ökonomischen Bedürfnis­
se zu artikulieren. Zuvor gab es so etwas 
nicht. Es war tabu. Man musste sich für 
die Gesellschaft opfern. Für die politi­
sche Klasse ist dies aber noch nicht 
selbstverständlich. Ein ebenso wichtiger 
politischer Aspekt ist das „Phänomen 
vom Kindesmissbrauch", das heißt, als 
Gesellschaft sehen wir uns immer als 
Opfer und können nicht begreifen, dass 

- wir selber schon zu Tätern geworden 
sind. Diese Einstellung hat sich mit Oslo 
nicht geändert. 
*") Halten Sie dieses „Syndrom" für 
, gut, oder sollte die israelische Ge­

sellschaft es überwinden? 
Feiner: Ich glaube, es ist kein gutes Syn­
drom. Es ist eine soziale Krankheit. We­
gen des Leides des jüdischen Volkes in 
der Geschichte und speziell im Holo­
caust hat sich in der israelischen Gesell­
schaft eine Opferhaltung durchgesetzt. 
Selbst heute, da Israel im Nahen Osten 
die stärkste Macht ist, sieht sich das 
Land weiterhin als Opfer, als das kleine 
missbrauchte Kind. Dieses psychosozia-
le Problem beeinflusst unsere Politik ge­
genüber den Palästinensern bis heute. 

mit den Problemen vor Ort. Wir in B'Tse­
lem haben immer wieder die Frage aufge­
worfen, warum diese Verletzungen falsch 
sind. Ich muss mit Empörung feststellen, 
dass dies in Israel nicht selbstverständ­
lich ist. Wir müssen in Israel eine Diskus­
sion über diese Fragen vom Zaune bre­
chen. 
O Kann die internationale Solida-
, rität Ihnen bei Ihrer Arbeit helfen? 

Feiner: Die internationale Gemeinschaft 
spielt eine wichtige Rolle. Meines Erach­
tens hat sie diese Rolle unzureichend 
wahrgenommen. Insbesondere die USA 
und die Europäische Gemeinschaft ha­
ben noch Nachholbedarf. Beide sollten 
eine klarere Antwort an Israel schicken: 
Wenn Israel weiterhin zum Kreise der 
Demokratien gerechnet werden will, 
dann muss es sich.auch an die Spielre­
geln halten. Dazu gehören gewisse Din­
ge, die man als Staat niemals gestatten 
darf. Dazu zählte in Israel eine weitest-
gehende Akzeptanz von systematischer 
Folter bis zur Entscheidung des Obers­
ten Gerichts vom September 1999. Ein 
solches. Verhalten war unter den west­
lichen Demokratien einzigartig. Oder 
nehmen Sie den Vorschlag eines Minis­
terkomitees vom 5. Juni, ein Gesetz ein­
zubringen, das Geiselnahme erlauben 
soll. - Ziel dieses Gesetzes soll die 
nachträgliche Legalisierung der Geisel­
nahme von zwei libanesischen His­
bollah-Persönlichkeiten sein. 
0 Gibt es gegen eine solche Maßnah-1 me keine gesellschaftlichen Protes­

te? Stellen Sie sich vor, eine Demo­
kratie beschließt ein Gesetz, das 
Geiselnahme erlaubt. Oder neh­
men sie die Gesetzesinitiative zur 
Legalisierung von Folter. . 

Feiner: Was das Gesetz zur Legalisie­
rung von Folter angeht, kam es von Sei­
ten liberaler Gruppen, Intellektueller 
und der internationalen Gemeinschaft 
zu einem Aufschrei. Auf Grund dieser 
Einwände hat die Regierung diese Geset­
zesinitiative vorläufig eingefroren. Des­
halb ist internationale Unterstützung für 
unsere Arbeit so wichtig. Keiner sollte 
wegen dieser außergewöhnlichen Ent­
wicklung in Israel schweigen. Wenn man 
dazu schweigt, unterminiert man alle 
Bemühungen zum Schutz der Men­
schenrechte weltweit. 

O Die Lage der Menschenrechte in 
m den Autonomiegebieten ist heikel. 

Trägt neben Arafat auch Israel eine 
gewisse Verantwortung dafür? 

Feiner: In all den Jahren hat es die pa­
lästinensische Autönomiebehörde ver­
säumt, adäquate Institutionen zu schaf­
fen wie eine unabhängige Gerichtsbar­
keit, eine Zivilgesellschaft, eine freie 
Presse und unabhängige Nicht-Regie­
rungsorganisationen etc. Dies deutet al­
les auf ein autoritäres Regime hin. Es 
gibt innerhalb der israelischen Regierung 
und dem Sicherheitsestablishment ein 
Interesse an einem autoritären palästi­
nensischen Regime, damit Arafat die 
„Dreckarbeit" für uns erledigen kann. 
Yitzhak Rabin erklärte 1993, dass Arafat 
mit den islamischen Gruppen umgehen 
könne, ohne auf das Oberste Gericht 
und B'Tselem Rücksicht nehmen zu 
müssen. Genau dies ist eingetroffen. Ob-

/wohl es ein Oberstes Gericht und Men­
schenrechtsorganisationen in den Auto­
nomiegebieten gibt, ignoriert Arafat bei­
de. Die primäre Verantwortung für die 
Verletzungen liegt jedoch bei der Auto­
nomiebehörde. Israel trägt trotzdem eine 
Mitverantwortung, weil es enormen 
Druck auf Arafat ausübt. 
O Wenn man eine „Hitliste" von 
» Menschenrechtsverletzungen auf­

stellen könnte, wie sähe eine sol­
che aus? 

Feiner: Es ist sehr schwer, eine solche 
Liste aufzustellen. Es gibt Aktionen, die 
wenige Menschen betreffen, die aber 
trotzdem sehr gravierend sind. So hat 
der Gebrauch von Schusswaffen bei 
Einsätzen durch die Sicherheitskräfte zu 
zahlreichen Toten geführt. Dies ist er­
heblich zurückgegangen, weil sich 
Israel aus den Bevölkerungszentren 
zurückgezogen hat. Demzufolge gibt es 
weniger Zusammenstöße. Die Fakten 
sprechen eine eindeutige Sprache. Auf 
diesem Feld ist es heute besser als vor 
Oslo. Oder nehmen sie die Politik der 
Abriegelung. Sie ist nicht so schlimm wie 
Folter oder der Gebrauch von Schuss­
waffen und- hat weniger Tote gekostet, 
betrifft aber die gesamte Bevölkerung. 
O Stimmen Sie der Hypothese zu, f dass sich nach Oslo die Lage der 

Palästinenser in allen Lebensberei­
chen verschlechtert hat? 



O Verhindert dieses „Syndrom" nicht 
. eine Normalisierung mit den Pa­

lästinensern? 
Feiner: Es gibt eine Art Bewegung, die 
sich um eine Normalisierung bemüht. Un­
sere Gesellschaft ist heute viel offener als 
vor 15 oder 20 Jahren, ihre eigenen Prob­
leme zu diskutieren. Selbst bei der Frage 
der Flüchtlinge, die als Tabu gilt, gibt es in 
Israel mehr und mehr Stimmen wie z. B. 
die „neuen Historiker", die diese Fragen 
stellen. Früher wurde man dafür als Verrä­
ter gebrandmarkt. In dieser Hinsicht gibt 
es eine graduelle Veränderung. Die Politi­
ker und die Intellektuellen haben die 
große Aufgabe, uns von diesem „Syn­
drom" zu befreien. Solange wir an diesem 
„Syndrom" leiden, ist es schwierig, eine 
dauerhafte Aussöhnung zu erreichen. 

Wir müssen anerkennen, dass wir 
Frieden schließen müssen, weil es gut 
für uns ist, wir müssen anerkennen, dass 
wir dem anderen unrecht getan haben. 
Solange wir dies nicht anerkennen, kön­
nen wir als die stärke Partei der anderen 
Seite jede Vereinbarung aufzwingen, die 
gut für uns ist. Eine solche Vereinbarung 
wird aber keine dauerhafte Aussöhnung 
bringen, sondern nur eine friedliche Ka­
pitulation der anderen Seite. Dies ist 
aber keine Basis für einen dauerhaften 
Frieden, weil wir bei unserem Gegen­
über eine enorme Frustration schaffen. 
O Diese Beschreibung führt mich zu 
. der Annahme, dass es in der isra­

elischen Gesellschaft keine Betrof­
fenheit wegen Menschenrechtsver­
letzungen an Palästinensern geben 
kann. Ist dies eine korrekte Inter­
pretation? 

Feiner: Bei der Mehrheit der Gesell­
schaft gibt es keinerlei Gefühle dieser 
Art, abgesehen von den Menschen­
rechtsorganisationen. Neu ist jedoch, 
dass es einige Kräfte innerhalb der jetzi­
gen Regierung wie Justizminister Jossi 
Beilin gibt, der durch einige Maßnah­
men gezeigt hat, dass ihm Menschen­
rechte am Herzen liegen. Noch bis vor 
kurzem hatten wir nur Politiker in der 
Opposition, die sich für die Menschen­
rechte eingesetzt haben. 
0 Wie würden Sie die Arbeit, Ihrer 
1 Organisation bewerten? 

Feiner: Es ist immer schwierig, hypothe­
tisch zu antworten, wie sich die Dinge 
ohne B'Tselem entwickelt hätten. Ob­
wohl sich auf der gesellschaftlichen Ebe­
ne wenig bewegt hat, haben wir auf der 
politischen Ebene Positives erreicht. 
Wenn ich mir die Probleme der Folter, 
Administrativhaft, Häuserzerstörungen 
oder des Wohnrechts der Palästinenser 
in Jerusalem ansehe, hat sich quantitativ 
etwas bewegt; dies begrüßen wir. Zusam­
men mit anderen Organisationen waren 
wir in der Lage, die israelische Gesell­
schaft zu beeinflussen, dass es heutzuta­
ge viel schwieriger geworden ist, die Fak­
ten zu negieren. Was Israel aber tut, ist, 
die Fakten zu rechtfertigen. Dies ist 
nicht weniger problematisch. 

Normalerweise negieren Regierungen 
die Verletzungen der Menschenrechte 
überall auf der Welt. Unsere Regierung 
leugnet nicht die Tatsache, dass sie ges­
tern ein Haus zerstört oder jahrelang 
Verhörmethoden angewandt hat, die Fol­
ter darstellen. Problematisch ist deren In­
terpretation oder deren Rechtfertigung 

O Glauben Sie nicht, dass der Frie-f densprozess die Frage der Men­
schenrechte etwas in den Hinter­
grund gedrängt hat? Nach Unter-

• Zeichnung der Oslo-Verträge be­
gann in Israel eine Diskussion da­
hin gehend, dass der Friedenspro-
zess die Frage der Menschenrechte 
schon positiv lösen werde. 

Feiner: Nein. In einigen Bereichen ist 
es schlimmer, in anderen besser gewor­
den. So ist es zum Beispiel im Bereich 
der Versammlungsfreiheit in Zeiten der 
Intifada zu wesentlich mehr Verletzun­
gen als heute gekommen. Ich will damit 
nicht die Schwierigkeiten leugnen, die 
es immer noch gibt. In diesem Bereich 
gab es eine Verbesserung, und dies soll-

Immer wieder kommt es zu gewaltsamen Zusammenstößen zwischen Palästinen­
sern und israelischen Soldaten wie hier in Bethlehem am 16. Mai. Foto: dpa 

Feiner: Es gibt sicherlich Regierungsver­
treter hier in Israel und in den USA, die 
diese Meinung vertreten. Ihre Argumen­
tation geht wie folgt: Der Grund für die 
Menschenrechtsverletzungen ist die Ok­
kupation, deshalb müssen wir diese be­
enden, damit ist auch die Frage der Men­
schenrechte gelöst. Dies ist sowohl mo­
ralisch fragwürdig als auch politisch 
kurzsichtig. Es ist frustrierend zu sehen, 
dass den Palästinensern nach wie vor 
von Israel und auch von Arafat ihre 
Grundrechte verweigert werden. Diese 
Frustration wird keine Aussöhnung be­
wirken. v 

O- Nachdem Oslo unterzeichnet war, i musste Ihre Organisation ent­
scheiden, ob sie sich nur noch für 
die Einhaltung der Menschen­
rechte unter israelischer Besat­
zung oder auch in Arafats auto­
nomen Gebieten verantwortlich 
fühlen sollte. Wie haben sie sich 
entschieden? 

Feiner: Von Anbeginn an war es eine 
schwierige Frage, denn wir haben es in 
den Gebieten mit weniger als einer vol­
len Besatzung und weniger als mit voller 
Autonomie zu tun. Diese Situation stellt 
ein Dilemma für uns dar. Solange es 
noch keine volle Souveränität für die 
Autonomiegebiete gibt, betrachten wir 
sie weiterhin als besetzte Gebiete. Dass 
die Bewohner dieser Gebiete sich bis 
heute nicht frei bewegen können, zeigt 
die absolute Kontrolle Israels. Israel ver­
sucht der Welt zu beweisen, dass fast 95 
Prozent der Palästinenser nicht mehr 
unter seiner Kontrolle sind. Dies ist ein­
fach nicht währ. Über zentrale Lebens­
bereiche, die alle Palästinenser betreffen, 
hat Israel immer noch die alleinige Kon­
trolle. Auf Grund dieser Tatsache müs­
sen wir uns für beide Bereiche zuständig 
fühlen, obwohl es zu unserer raison d'et-
re gehört, unsere eigene Regierung und 
Sicherheitskräfte zu kontrollieren und 
die Dinge zu kritisieren, die in unser al­
ler Namen geschehen. • 

te anerkannt werden. In vielen Berei­
chen hat sich das Leben der Palästinen­
ser jedoch verschlechtert. Ein großer 
Unterschied liegt in der Erwartungshal­
tung. Viele erhofften sich eine Verbes­
serung ihrer Lage, was nicht eingetre­
ten ist, umso größer war die Frustrati­
on. Ein Friedensprozess sollte gravie­
rende Veränderungen im Leben der 
Menschen bewirken, dies traf leider 
nicht ein. 
O Wie bewerten Sie die Tatsache, 
; dass während des Friedensprozes­

ses alle Verletzungen der Men­
schenrechte andauerten? Es gab 
zwar Unterschiede im Ausmaß 
oder ihrer Geschwindigkeit, aber 
bis heute dauern sie an. 

Feiner: Ein wichtiger Grund, warum die 
Verletzungen von Seiten Israels fortdau­
ern, liegt in der taktischen Entscheidung 
der israelischen Politiker und der Gesell­
schaft, keinen Wandel im Grundsätzli­
chen herbeigeführt zu haben. Verände­
rungen wurden nur akzeptiert, weil seit 
Beginn der 90er-Jahre diese Art der Be­
satzung nicht mehr akzeptabel erschien. 
Ebenso wurde nicht akzeptiert, dass die­
ser Prozess auch für die Palästinenser 
gut sein sollte. 

Um Fortschritte zu erzielen, müssen 
wir endlich die Ungerechtigkeiten aner­
kennen, die wir begangen haben und im­
mer noch begehen. Solange sich die Ein­
sicht nicht durchgesetzt hat, dass wir 
uns radikal ändern müssen, solange kön­
nen wir als die stärkere Seite in diesem 
Friedensprozess nur unsere Interessen 
durchsetzen. Wenn es also gut für uns 
ist, lassen wir es zu, wenn nicht, bleibt 
alles beim Alten. Weil wir nicht unsere 
Vorstellungen von den Palästinensern 
verändert haben, hat diese Haltung un­
sere gesamte Politik einschließlich der 
Verletzung der Menschenrechte beein-
flusst. Ohne eine Änderung unserer Hal­
tung werden die Probleme im Bereich 
Menschenrechte auch zukünftig beste­
hen bleiben. • 


